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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Fraktion der PDS
– Drucksache 14/7719 –

Fesselungen bei Abschiebungen

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Mai 1999 starb der sudanesische Asylsuchende A. A. infolge der Gewalt-
anwendung, mit der Beamte des Bundesgrenzschutzes (BGS) seinen Wider-
stand gegen die Abschiebung brechen wollten. Nach einem Bericht des Nach-
richtenmagazins „DER SPIEGEL“ (Nr. 47/2001) wurde A. A. für den Flug
nach Khartoum mit elf Plastikfesseln, vier Klettbändern und einem 4,90 Meter
langen Seil verschnürt. Weil er sich weiter wehrte, drückten die BGS-Beamten
seinen Oberkörper auf die Schenkel. Laut „SPIEGEL“ sieht ein rechtsmedizi-
nisches Gutachten „gravierende Anzeichen für ein Ersticken“. Gegen die be-
teiligten BGS-Beamten ist derzeit ein Ermittlungsverfahren anhängig.

Nach Informationen des „SPIEGELS“ (Nr. 44/2001) hat das Bundesminis-
terium des Innern inzwischen einen neuen Spezialhelm für den Einsatz gegen
abzuschiebende Ausländer zugelassen. Dieser soll zusammen mit einem Gurt
(„Body Cuff“) eingesetzt werden.

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

Der Umstand, dass eine Abschiebung durch Polizeivollzugsbeamte des Bundes-
grenzschutzes (BGS) begleitet wird, ist grundsätzlich darauf zurückzuführen,
dass ein Ausländer zuvor der Aufforderung, das Bundesgebiet zu verlassen, nicht
freiwillig nachkommt. Die Entscheidung darüber, ob eine Sicherheitsbegleitung
erforderlich ist, trifft der BGS u. a. auf der Grundlage der ihm von der die Ab-
schiebung veranlassenden Landesbehörde mitgeteilten Angaben im Hinblick auf
eine zu erwartende Renitenz des Ausländers. So mussten z. B. im Jahr 2000 von
den 32 443 vollzogenen Abschiebungen auf dem Luftweg 3 458 Abschiebungen
durch Polizeivollzugsbeamte des Bundes und der Länder begleitet werden. Da-
bei kam es im Berichtszeitraum in 154 Fällen zu Angriffen von Rückzuführen-
den auf Polizeivollzugsbeamte des BGS, die zum Teil mit Verletzungen der Be-
amten einhergingen.

Um die Bediensteten wirksam vor Verletzungen zu schützen, wurden für den
BGS die genannten Hilfsmittel zur Durchführung von Rückführungen gewaltbe-
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reiter Ausländer eingeführt. Darüber hinaus dienen diese Mittel auch dem Schutz
des Ausländers vor Selbstverletzungen, welche sie sich z. B. durch das Schlagen
mit dem Kopf gegen eine Wand selbst beibringen wollen, um die Rückführung zu
verhindern oder zumindest zu verzögern.

Die Bundesregierung wird auch künftig alle Schritte ergreifen, um eine sichere
und effektive Rückführung ausreisepflichtiger Ausländer – erforderlichenfalls
auch gegen deren Willen – durchzusetzen.

1. Welche neueren – auch rechtsmedizinischen – Erkenntnisse liegen der
Bundesregierung über die Umstände des Todes des A. A. im Mai 1999
vor?

Die Klärung der Todesumstände des Herrn A. sind weiterhin Gegenstand staats-
anwaltschaftlicher Ermittlungen. Die Bundesregierung nimmt insoweit Bezug
auf die Bundestagsdrucksache 14/1278 vom 24. Juni 1999.

2. Welcher Sachstand im Ermittlungsverfahren gegen die beteiligten BGS-
Beamten ist der Bundesregierung bekannt?

Siehe Antwort zu Frage 1.

3. Trifft es zu, dass ein neuer Spezialhelm im Zusammenhang mit Abschie-
bungen eingesetzt werden soll?

Wenn ja:

a) Warum ordnet die Bundesregierung nicht den Verzicht auf die Anwen-
dung von Gewalt im Zusammenhang mit Abschiebungen an?

b) Aus welchen Gründen sieht sich die Bundesregierung zur Einführung
eines neuen Spezialhelms veranlasst?

Siehe Vorbemerkung

c) Was ist der Bundesregierung über

– die Konstruktion des neuen Spezialhelms

– den Hersteller des Helms

bekannt?

Der Kopf- und Beißschutz wurde durch Modifizierungen eines aus dem Sportbe-
reich stammenden Kopfschutzes im Auftrag des Bundesministeriums des Innern
(BMI) entwickelt. Änderungsbedarf war u. a.:

– Verzicht auf eine Kinnbefestigung,

– Verzicht auf ein Visier bzw. Schutzgitter,

– Gute Belüftung und Gewährleistung der freien Atmung und

– Anbringung eines weit vorgezogenen Beißschutzes.

Hersteller ist die Firma Ehi-Tec aus Ehingen, die schon mehrere Produkte für den
Bund geliefert hat.
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d) Welche Vorsorge ist getroffen worden, dass der Einsatz des Helms nicht
erneut zu Verletzungen oder gar Todesfällen führt?

Der Kopfschutz wurde durch Rechtsmediziner, Arbeitsmediziner und Polizei-
ärzte überprüft und als geeignetes Hilfsmittel bewertet. Durch sorgfältige Perso-
nalauswahl, intensive und kontinuierliche Aus- und Fortbildung und ständiges
Üben mit diesem Einsatzmittel ist die sichere Anwendung gewährleistet.

4. Trifft es zu, dass außerdem ein neues Gurtsystem („Body Cuff“) eingesetzt
werden soll?

Wenn ja:

a) Aus welchen Gründen sieht sich die Bundesregierung zur Einführung
dieses Gurtsystems veranlasst?

Siehe Vorbemerkung

b) Was ist der Bundesregierung über

– die Konstruktion des neuen Gurtsystems

– den Hersteller des Gurtsystems

bekannt?

Das Gurtsystem „Body-Cuff“ ist ein stufenloses Halte- und Festlegesystem für
Hände und Beine. Es kann abgestimmt auf die Renitenz des Rückzuführenden
eingesetzt werden und ermöglicht verschiedene Bewegungsfreiheiten ohne Auf-
gabe der Kontrolle.

Hersteller ist die Firma Hoffmann Tactical Innovations, San Diego, U.S.A. Der
„Body-Cuff“ wird in Amerika seit mehreren Jahren u. a. auch in der Justiz ange-
wendet.

c) Welche Vorsorge ist getroffen worden, dass der Einsatz des Gurtsys-
tems nicht erneut zu Verletzungen oder gar Todesfällen führt?

Hierzu wird auf Antwort zu Frage 3d. verwiesen.
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§ 4 Abs. 3 Satz 2 gefunden haben.” von § 4 Abs. 3 Satz 2 gefunden haben.” 

7. Nach § 100a wird folgender § 100b eingefügt: 7. Nach § 100a wird folgender § 100b eingefügt: 

„§ 100b 
Anwendungsvorschrift 

„§ 100b 
Anwendungsvorschrift 

 (1) § 4 Abs. 3 Satz 2 ist in der bis zum 1. 
Januar 2005 geltenden Fassung auf Perso-
nen anzuwenden, die bis zu diesem Zeit-
punkt in den Aufnahmebescheid einbezo-
gen worden sind. 

§ 15 Abs. 1 und 2 ist in der bis zum [Einset-
zen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 15 
Abs. 3] geltenden Fassung auf alle Anträge von 
Personen anzuwenden, die bis zu diesem Zeit-
punkt in den Erstaufnahmeeinrichtungen des 
Bundes registriert und vom Bundesverwal-
tungsamt auf die Länder verteilt worden sind.” 

(2) Für die Durchführung des Bescheini-
gungsverfahrens nach § 15 Abs. 1 oder Abs. 
2 bleiben die Länder in allen Fällen zustän-
dig, in denen bis zum 1. Januar 2005 die 
Registrierung in den Erstaufnahmeeinrich-
tungen des Bundes und die Verteilung auf 
die Länder erfolgt ist.” 

8. § 104 wird wie folgt gefasst: 8. u n v e r ä n d e r t 

„§ 104 

Das Bundesministerium des Innern kann all-
gemeine Verwaltungsvorschriften zur Ausfüh-
rung dieses Gesetzes durch das Bundesverwal-
tungsamt erlassen.” 

 

Artikel 7 

Änderung des 
Gesetzes über die Rechtsstellung 

heimatloser Ausländer im Bundesgebiet 

Artikel 7 

u n v e r ä n d e r t 

Das Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser 
Ausländer im Bundesgebiet in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 243-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 3. Dezember 
2001 (BGBl I S. 3306), wird wie folgt geändert: 

 

1. In § 1 Abs. 2 werden die Wörter „im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes zur Neuregelung 
des Ausländerrechts” durch die Wörter „am 1. 
Januar 1991” ersetzt. 

 

2. In § 12 Satz 2 werden die Wörter „keiner Auf-
enthaltsgenehmigung” durch die Wörter „keines 
Aufenthaltstitels” ersetzt. 

 

3. In § 21 Abs. 2 werden die Sätze 2 und 3 aufge-
hoben. 

 

4. § 23 wird wie folgt geändert:  
a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 47 

Abs. 3 und des § 48 Abs. 1 des Ausländer-
gesetzes” durch die Angabe „§ 56 des Auf-
enthaltsgesetzes” ersetzt. 

 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 51 
Abs. 4 des Ausländergesetzes” durch die 
Angabe „§ 60 Abs. 10 des Aufenthaltsge-
setzes” ersetzt. 
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5. § 27 wird aufgehoben.  

Artikel 8 

Änderung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes 

Artikel 8 

Änderung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes 

Das Asylbewerberleistungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. August 1997 (BGBl. I 
S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 65 der Ver-
ordnung vom 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785), 
wird wie folgt geändert: 

Das Asylbewerberleistungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. August 1997 
(BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 
65 der Verordnung vom 29. Oktober 2001 (BGBl. 
I S. 2785), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 
Abs. 1, § 24 oder § 25 Abs. 4 oder 6 des 
Aufenthaltsgesetzes besitzen,”. 

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 
Abs. 1, § 24 oder § 25 Abs. 4 oder 5 
des Aufenthaltsgesetzes besitzen,”. 

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. die einen Folgeantrag nach § 71 des 
Asylverfahrensgesetzes oder einen 
Zweitantrag nach § 71a des Asylverfah-
rensgesetzes stellen,” 

bb) In Nummer 4 wird die Angabe „§ 55 
des Ausländergesetzes“ durch die 
Angabe „§ 60 a des Aufenthaltsge-
setzes“ ersetzt. 

 cc) In Nummer 5 wird nach der Angabe 
„oder nicht mehr vollziehbar ist,“ 
das Wort „oder“ gestrichen und 
durch ein Komma ersetzt. 

 dd) In Nummer 6 wird nach der Anga-
be „Voraussetzungen erfüllen“ der 
Punkt durch ein Komma ersetzt 
und das Wort „oder“ angefügt. 

 ee) Nach Nummer 6 wird folgende 
Nummer 7 angefügt: 

 „7. einen Folgeantrag nach § 71 des 
Asylverfahrensgesetzes oder ei-
nen Zweitantrag nach § 71a des 
Asylverfahrensgesetzes stellen,”. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „eine andere 
Aufenthaltsgenehmigung” durch die Wörter 
„ein anderer Aufenthaltstitel” und die Wör-
ter „bezeichneten Aufenthaltsgenehmigun-
gen” durch die Wörter „bezeichnete Auf-
enthaltserlaubnis” ersetzt. 

b) u n v e r ä n d e r t 

c) In Absatz 3 Nr. 2 werden die Wörter „die 
Anerkennung ausländischer” durch die 
Wörter „Migration und” ersetzt. 

c) u n v e r ä n d e r t 

2. In § 1a wird die Angabe „4 und” gestrichen. 2. e n t f ä l l t 

3. § 2 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 3. § 2 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Abweichend von den §§ 3 bis 7 ist das 
Bundessozialhilfegesetz auf diejenigen Leis-
tungsberechtigten entsprechend anzuwenden, 
die über eine Dauer von insgesamt 36 Monaten 
Leistungen nach § 3 erhalten haben und die 

„(1) Abweichend von den §§ 3 bis 7 ist das 
Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch auf diejeni-
gen Leistungsberechtigten entsprechend an-
zuwenden, die über eine Dauer von insgesamt 
36 Monaten Leistungen nach § 3 erhalten ha-
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Dauer des Aufenthalts nicht rechtsmissbräuch-
lich selbst beeinflusst haben.” 

ben und die Dauer des Aufenthalts nicht 
rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst ha-
ben.” 

4. In § 5 Abs. 2 wird die Angabe „2 Deutsche 
Mark” durch die Angabe „1,05 Euro” ersetzt. 

4. u n v e r ä n d e r t 

5. In § 8 wird die Angabe „§ 84 Abs. 1 Satz 1 des 
Ausländergesetzes” jeweils durch die Angabe 
„§ 68 Abs. 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes” 
ersetzt. 

5. u n v e r ä n d e r t 

6. In § 11 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 84 des 
Ausländergesetzes” durch die Angabe „§ 68 des 
Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

6. u n v e r ä n d e r t 

7. In § 12 Abs. 1 Nr. 1 wird Buchstabe d gestri-
chen. 

7. § 12 wird wie folgt geändert: 

 a) Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

 “ 1. die Empfänger 
a)  von Leistungen in besonderen 
 Fällen (§ 2), 
b)  von Grundleistungen (§ 3), 
c)  von ausschließlich anderen 
 Leistungen (§§ 4 bis 6),“ 

 b) Absatz 2 Nr. 2a wird aufgehoben. 

8. In § 13 Abs. 2 wird die Angabe „zehntausend 
Deutsche Mark” durch die Angabe „fünftausend 
Euro” ersetzt. 

8. u n v e r ä n d e r t 

Artikel 9 

Änderung des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

Artikel 9 

Änderung des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch  
– Arbeitsförderung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. März 1997, BGBl. I S. 594, 595), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Dezem-
ber 2002 (BGBl. I S. 4607) und Artikel 1 des Ge-
setzes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I S.4621), 
wird wie folgt geändert: 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch 
– Arbeitsförderung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. März 1997, BGBl. I S. 594, 595), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. De-
zember 2002 (BGBl. I S. 4607) und Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I 
S.4621), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Im Zweiten Abschnitt des Siebten Kapitels 
werden die Angaben zu den §§ 284 bis 286, 
288, 302 und 303 jeweils durch die Angabe 
„(weggefallen)” ersetzt und die Angabe zu 
§ 292 wie folgt gefasst: 

a) Die Angaben zu den §§ 285 bis 286 wer-
den jeweils durch die Angabe „(weggefal-
len)” ersetzt. 

„§ 292 Auslandsvermittlung, Anwerbung 
aus dem Ausland”. 

e n t f ä l l t 

b) In der Angabe zu § 406 wird das Wort „Ge-
nehmigung“ durch das Wort „Aufenthaltsti-
tel“ ersetzt. 

b) u n v e r ä n d e r t 

c) In der Angabe zu § 407 werden nach dem 
Wort „Beschäftigung“ die Wörter „oder 
Erwerbstätigkeit“ eingefügt. 

c) u n v e r ä n d e r t 

d) Im Zweiten Abschnitt des Dreizehnten Ka- d) u n v e r ä n d e r t 
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pitels werden die Angaben zu den §§ 419, 
420a durch die Angaben „(weggefallen)” 
ersetzt. 

e) Im Fünften Abschnitt des Dreizehnten Kapi-
tels wird nach der Angabe zu § 434g die 
Angabe „§ 434h Zuwanderungsgesetz” ein-
gefügt. 

e) u n v e r ä n d e r t 

2. § 63 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t 

a) In Nummer 3 werden nach dem Wort „sind” 
die Wörter „oder bei denen das Vorliegen 
der Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 des 
Aufenthaltsgesetzes festgestellt wurde” ein-
gefügt. 

 

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:  
„4. Ausländer, die ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt im Inland haben und eine 
Niederlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 
2 des Aufenthaltsgesetzes besitzen,”. 

 

c) Nummer 6 wird aufgehoben.  
d) Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden 

Nummern 6 und 7 und in der neuen Num-
mer 7 wird das Wort "Aufenthaltsge-
setz/EWG" durch das Wort "Freizügigkeits-
gesetz/EU" ersetzt. 

 

 2a. § 284 wird wie folgt gefasst: 

 „§ 284 
Arbeitsgenehmigung-EU für Staatsangehörige 

der neuen EU-Mitgliedstaaten 

 (1) Staatsangehörige der Staaten, die nach dem 
Vertrag vom 16. April 2003 über den Beitritt 
der Tschechischen Republik, der Republik 
Estland, der Republik Zypern, der Republik 
Lettland, der Republik Litauen, der Republik 
Ungarn, der Republik Malta, der Republik 
Polen, der Republik Slowenien und der Slowa-
kischen Republik zur Europäischen Union 
(BGBl. 2003 II S. 1408) der Europäischen Uni-
on beigetreten sind, und deren freizügigkeits-
berechtigte Familienangehörige dürfen eine 
Beschäftigung nur mit Genehmigung der Bun-
desagentur für Arbeit ausüben und von Ar-
beitgebern nur beschäftigt werden, wenn sie 
eine solche Genehmigung besitzen, soweit nach 
Maßgabe des EU-Beitrittvertrages abweichen-
de Regelungen als Übergangsregelungen der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit Anwendung finden. 

 (2) Die Genehmigung wird befristet als Ar-
beitserlaubnis-EU erteilt, wenn nicht Anspruch 
auf eine unbefristete Erteilung als Arbeitsbe-
rechtigung-EU besteht. 

 (3) Die Arbeitserlaubnis-EU kann nach Maß-
gabe des § 39 Abs. 2 bis 4 und 6 des Aufent-
haltsgesetzes erteilt werden. 
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 (4) Ausländern nach Abs. 1, die ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland 
haben und eine Beschäftigung im Bundesgebiet 
aufnehmen wollen, darf eine Arbeitserlaubnis-
EU für eine Beschäftigung, die keine qualifi-
zierte Berufsausbildung voraussetzt, nur erteilt 
werden, wenn dies durch zwischenstaatliche 
Vereinbarung bestimmt ist oder aufgrund 
einer Rechtsverordnung zulässig ist. Für die 
Beschäftigungen, die durch Rechtsverordnung 
zugelassen werden, ist Staatsangehörigen aus 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
nach Absatz 1 gegenüber Staatsangehörigen 
aus Drittstaaten vorrangig eine Arbeitserlaub-
nis-EU zu erteilen, soweit dies der EU-
Beitrittsvertrag vorsieht. 

 (5) Die Erteilung der Arbeitsberechtigung-EU 
bestimmt sich nach § 12a Arbeitsgenehmi-
gungsverordnung. 

 (6) Das Aufenthaltsgesetz und die aufgrund 
des § 42 des Aufenthaltsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen zum Arbeitsmarktzu-
gang gelten entsprechend, soweit sie für die 
Ausländer nach Absatz 1 günstigere Regelun-
gen enthalten. Bei Anwendung der Vorschrif-
ten steht die Arbeitsgenehmigung-EU der Zu-
stimmung zu einem Aufenthaltstitel nach § 4 
Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes gleich.“ 

3. Die §§ 284 bis 286 werden aufgehoben. 3. Die §§ 285 bis 286 werden aufgehoben. 

4. § 287 Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 4. § 287 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt ge-
fasst: 

„3. Zusicherung, Erteilung und Aufhebung der 
Zustimmung der Bundesanstalt für Arbeit 
zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
zum Zwecke der Beschäftigung,”. 

„3. Zusicherung, Erteilung und Aufhebung 
der Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit zur Erteilung einer Aufenthaltser-
laubnis zum Zwecke der Beschäftigung,”. 

5. § 288 wird aufgehoben. 5. e n t f ä l l t 

6. Im Siebten Kapitel, Zweiter Abschnitt, Zweiter 
Unterabschnitt wird die Überschrift „Vierter Ti-
tel Anwerbung aus dem Ausland” gestrichen. 

6. u n v e r ä n d e r t 

7. § 304 wird wie folgt geändert: 7. § 304 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. ausländische Arbeitnehmer den erfor-
derlichen Aufenthaltstitel besitzen, der 
sie zur Ausübung ihrer Beschäftigung 
berechtigt, und nicht zu ungünstigeren 
Arbeitsbedingungen als vergleichbare 
deutsche Arbeitnehmer beschäftigt wer-
den oder wurden,”. 

„2. ausländische Arbeitnehmer den erfor-
derlichen Aufenthaltstitel, eine Auf-
enthaltsgestattung oder eine Dul-
dung, die sie zur Ausübung ihrer Be-
schäftigung berechtigen, oder die er-
forderliche Genehmigung nach § 
284 Abs. 1 besitzen und nicht zu un-
günstigeren Arbeitsbedingungen als 
vergleichbare deutsche Arbeitnehmer 
beschäftigt werden oder wurden,”. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 5 werden die Wörter 
„in § 63 des Ausländergesetzes” durch die 
Wörter „in § 71 des Aufenthaltsgesetzes” 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 6 werden die Wör-
ter „in § 63 des Ausländergesetzes” durch 
die Wörter „in § 71 des Aufenthaltsgeset-
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ersetzt. zes” ersetzt. 

8. § 306 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 8. § 306 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „mit einer er-
forderlichen Genehmigung” durch die Wör-
ter „den erforderlichen Aufenthaltstitel be-
sitzen, der sie zur Ausübung ihrer Beschäf-
tigung berechtigt,” ersetzt. 

a) In Satz 1 werden die Wörter „mit einer er-
forderlichen Genehmigung” durch die 
Wörter „den erforderlichen Aufenthaltsti-
tel, eine Aufenthaltsgestattung oder eine 
Duldung, die sie zur Ausübung ihrer Be-
schäftigung berechtigen, oder die erfor-
derliche Genehmigung nach § 284 Abs. 
1 besitzen” ersetzt. 

b) In Satz 4 werden die Wörter „ihre Aufent-
haltsgenehmigung oder Duldung” durch die 
Wörter „ihren Aufenthaltstitel oder ihre 
Aufenthaltsgestattung (§ 55 des Asylverfah-
rensgesetzes)” ersetzt. 

b) In Satz 4 werden die Wörter „ihre Aufent-
haltsgenehmigung oder Duldung” durch 
die Wörter „ihren Aufenthaltstitel, ihre 
Duldung oder ihre Aufenthaltsgestattung 
(§ 55 des Asylverfahrensgesetzes)” er-
setzt. 

9. In § 308 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 wird das Wort 
„Ausländergesetz” durch das Wort „Aufent-
haltsgesetz” ersetzt. 

9. u n v e r ä n d e r t 

10. In § 378 Abs. 1 Satz 2 werden der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und die Wörter „insbesonde-
re durch die Feststellung gemäß § 39 Abs. 2 Nr. 
2 des Aufenthaltsgesetzes” angefügt. 

10. In § 336 a Satz 1 wird die Nummer 2 gestri-
chen und die bisherigen Nummern 3 bis 5 
werden die Nummern 2 bis 4. 

11. § 402 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 11. § 394 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
a) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: a) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„6. die Zustimmung zur Zulassung der Be-
schäftigung nach dem Aufenthaltsgesetz 
sowie die Zustimmung zur Anwerbung 
aus dem Ausland,”. 

“5. die Zustimmung zur Zulassung der Beschäf-
tigung nach dem Aufenthaltsgesetz sowie 
die Zustimmung zur Anwerbung aus dem 
Ausland,“ 

b) In Nummer 8 wird das Wort „Ausländerge-
setz” durch das Wort „Aufenthaltsgesetz” 
ersetzt. 

b) In Nummer 7 wird das Wort „Ausländergesetz“ 
durch das Wort „Aufenthaltsgesetz“ ersetzt. 

12. § 404 wird wie folgt geändert: 12. § 404 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: aa) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

a) entgegen § 4 Abs. 3 des Aufent-
haltsgesetzes Ausländer ohne den 
erforderlichen Aufenthaltstitel be-
schäftigt oder”. 

„a) Ausländer entgegen § 4 Abs. 3 
des Aufenthaltsgesetzes ohne den 
erforderlichen Aufenthaltstitel o-
der ohne eine Aufenthaltsgestat-
tung oder eine Duldung, die sie 
zur Ausübung ihrer Beschäfti-
gung berechtigen, oder entgegen 
§ 284 Abs. 1 ohne erforderliche 
Genehmigung beschäftigt oder”. 

bb) In Buchstabe b werden die Wörter „ent-
gegen § 284 Abs. 1 Satz 1 Ausländer 
ohne erforderliche Genehmigung” 
durch die Wörter „entgegen § 4 Abs. 3 
des Aufenthaltsgesetzes Ausländer ohne 
den erforderlichen Aufenthaltstitel” er-
setzt. 

bb) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

 „b) einen Nachunternehmer einsetzt o-
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der zulässt, dass ein Nachunter-
nehmer tätig wird, der Ausländer 
entgegen § 4 Abs. 3 des Aufenthalts-
gesetzes ohne den erforderlichen 
Aufenthaltstitel oder ohne eine Auf-
enthaltsgestattung oder eine Dul-
dung, die sie zur Ausübung ihrer 
Beschäftigung berechtigen, oder 
entgegen § 284 Abs. 1 Ausländer 
ohne erforderliche Genehmigung 
beschäftigt.” 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 284 
Abs. 1 Satz 1” durch die Angabe „§ 4 
Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

 „3. einen Ausländer entgegen § 4 Abs. 3 
des Aufenthaltsgesetzes ohne den 
erforderlichen Aufenthaltstitel oder 
ohne eine Aufenthaltsgestattung o-
der eine Duldung, die sie zur Aus-
übung ihrer Beschäftigung berech-
tigen, oder entgegen § 284 Abs. 1 
Ausländer ohne erforderliche Ge-
nehmigung beschäftigt,“ 

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. ohne den nach § 4 Abs. 3 des Auf-
enthaltsgesetzes erforderlichen Auf-
enthaltstitel eine Beschäftigung aus-
übt,”. 

„4. eine Beschäftigung ohne den 
nach § 4 Abs. 3 des Aufenthalts-
gesetzes erforderlichen Aufent-
haltstitel oder ohne eine Aufent-
haltsgestattung oder eine Dul-
dung, die zur Ausübung ihrer 
Beschäftigung berechtigen, oder 
ohne Genehmigung nach § 284 
Abs. 1 ausübt,”. 

cc) In Nummer 5 wird die Angabe „§ 284 
Abs. 3” durch die Angabe „§ 39 Abs. 2 
Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

cc) u n v e r ä n d e r t 

13. In § 405 Abs. 4 werden die Wörter „erforderli-
che Genehmigung nach § 284 Abs. 1 Satz 1” 
durch die Wörter „erforderlichen Aufenthaltsti-
tel nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes” er-
setzt. 

13. In § 405 Abs. 4 werden die Wörter „erforder-
liche Genehmigung nach § 284 Abs. 1 Satz 1” 
durch die Wörter „erforderlichen Aufenthalts-
titel nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes 
oder ohne eine Aufenthaltsgestattung oder 
eine Duldung, die sie zur Ausübung ihrer 
Beschäftigung berechtigen, oder ohne eine 
Genehmigung nach § 284 Abs. 1” ersetzt. 

 14. § 406 wird wie folgt geändert: 

14. In der Überschrift zu § 406 wird das Wort „Ge-
nehmigung“ durch das Wort „Aufenthaltstitel“ 
ersetzt. 

a) e n t f ä l l t 

 b) In Absatz 1 wird die Angabe „eine Ge-
nehmigung nach § 284 Abs. 1 Satz 1” 
durch die Angabe „einen Aufenthaltsti-
tel nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsge-
setzes, eine Aufenthaltsgestattung oder 
eine Duldung, die zur Ausübung der 
Beschäftigung berechtigen, oder eine 
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Genehmigung nach § 284 Abs. 1” er-
setzt. 

15. § 407 wird wie folgt geändert: 15. § 407 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort 
„Beschäftigung” die Wörter „oder Er-
werbstätigkeit” eingefügt. 

a) e n t f ä l l t 

b) In Absatz 1 Nr. 1 wird die Angabe „eine 
Genehmigung nach § 284 Abs. 1 Satz 1” 
durch die Angabe „einen Aufenthaltstitel 
nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes” 
ersetzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 1 wird die Angabe „eine 
Genehmigung nach § 284 Abs. 1 Satz 1” 
durch die Angabe „einen Aufenthaltstitel 
nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, 
eine Aufenthaltsgestattung oder eine 
Duldung, die zur Ausübung der Be-
schäftigung berechtigen, oder eine Ge-
nehmigung nach § 284 Abs. 1” ersetzt. 

c) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: c) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

2. eine in 

„a) § 404 Abs. 2 Nr. 3, 

b) § 404 Abs. 2 Nr. 4 

bezeichnete vorsätzliche Handlung be-
harrlich wiederholt,”. 

2. eine in 

„a) § 404 Abs. 2 Nr. 3 oder 

b) § 404 Abs. 2 Nr. 4 

bezeichnete vorsätzliche Handlung 
beharrlich wiederholt,”. 

d) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: d) u n v e r ä n d e r t 

„(2) Handelt der Täter in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 oder Nr. 2 Buchstabe a aus 
grobem Eigennutz, ist die Strafe Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe.” 

 

16. § 418 wird wie folgt geändert: 16. e n t f ä l l t 
a) In Nummer 1 wird nach den Wörtern „Ar-

beitslosenhilfe nicht haben” das Wort 
„und” durch ein Komma ersetzt. 

 

b) In Nummer 2 wird der Punkt durch das 
Wort „und” ersetzt. 

 

c) Folgende Nummer 3 wird angefügt:  
„3. bereit und in der Lage sind, an einem In-

tegrationskurs nach § 9 Abs. 1 des Bun-
desvertriebenengesetzes teilzunehmen.” 

 

d) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:  
„Anspruch auf Eingliederungshilfe besteht 
nicht für Tage, an denen die Personen nach 
Satz 1 an dem Integrationskurs ohne wichti-
gen Grund nicht teilnehmen.” 

 

17. § 419 wird aufgehoben. 17. u n v e r ä n d e r t 

18. § 420 wird wie folgt geändert: 18. e n t f ä l l t 

a) In Absatz 1 werden das Wort „Deutsch-
Sprachlehrgang” durch die Wörter „Integ-
rationskurs nach § 44 des Aufenthaltsgeset-
zes oder § 9 Abs. 1 des Bundesvertriebenen-
gesetzes” ersetzt und Nummer 3 wie folgt 
gefasst: 

 

„3. Ausländer, die nach § 23 Abs. 2 des Auf-  
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enthaltsgesetzes eine Niederlassungser-
laubnis erhalten haben,“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 wird das Wort 
„Deutsch-Sprachlehrgangs” durch das 
Wort „Integrationskurses” ersetzt. 

 

c) Absatz 3 wird aufgehoben.  

19. § 420a wird aufgehoben. 19. u n v e r ä n d e r t 

20. § 421 wird wie folgt geändert: 20. e n t f ä l l t 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Nummer 2 wird Satz 2 wie folgt ge-
fasst: 

 

„Die Vorschrift über die Minderung der 
Anspruchsdauer beim Arbeitslosengeld 
gilt entsprechend mit der Maßgabe, 
dass sich die Anspruchsdauer auch um 
Tage mindert, an denen ein Anspruch 
nach § 418 Satz 2 nicht besteht.” 

 

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:  
„4. Der Anspruch auf Eingliederungs-

hilfe für Spätaussiedler wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass der 
Spätaussiedler an einem Integrati-
onskurs oder mit Zustimmung des 
Arbeitsamtes an einer Maßnahme 
der beruflichen Weiterbildung teil-
nimmt, die für seine berufliche Ein-
gliederung erforderlich ist.” 

 

b) Absatz 3 wird aufgehoben.  
c) In Absatz 4 werden die Wörter „und der 

Sprachförderung” gestrichen. 
 

21. Nach § 434g wird folgender § 434h eingefügt: 21. § 434h wird wie folgt gefasst: 

„§ 434h 
Zuwanderungsgesetz 

„§ 434h 
Zuwanderungsgesetz 

Die §§ 419, 420 Abs. 1, 2 Nr. 4 und Abs. 3 
und § 420a sind in der bis zum [Datum des Ta-
ges vor dem Inkrafttreten nach Artikel 15 Abs. 
3] geltenden Fassung bis zum Ende des 
Deutsch-Sprachlehrgangs weiterhin anzuwen-
den, wenn vor dem [Datum des Inkrafttretens 
nach Artikel 15 Abs. 3] 

Die §§ 419 und § 421 Abs. 3 sind in der bis 
zum 31. Dezember 2004 geltenden Fassung 
bis zum Ende des Deutsch-Sprachlehrgangs 
weiterhin anzuwenden, wenn der Anspruch 
vor dem 1. Januar 2005 entstanden ist und 
der Deutsch-Sprachlehrgang begonnen hat. 
In diesen Fällen trägt der Bund die Ausga-
ben der Sprächförderung; Verwaltungskos-
ten der Bundesagentur für Arbeit werden 
nicht erstattet.“ 

1. der Anspruch entstanden ist oder 1. e n t f ä l l t 

2. der Deutsch-Sprachlehrgang begonnen hat 
und die Leistungen bis zum Beginn der 
Maßnahme beantragt worden sind.” 

2. e nt f ä l l t 

 22. § 434 k wird wie folgt gefasst: 

 „§434 k 
Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen 
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am Arbeitsmarkt 

 Die §§ 419, 420 Abs. 3 und § 421 Abs. 3 sind in 
der bis zum 31. Dezember 2004 geltenden Fas-
sung bis zum Ende des Deutsch-
Sprachlehrgangs weiterhin anzuwenden, wenn 
vor dem 1. Januar 2005 der Anspruch entstan-
den ist und der Deutsch-Sprachlehrgang be-
gonnen hat. In diesen Fällen trägt der Bund die 
Ausgaben der Sprachförderung; Verwaltungs-
kosten der Bundesagentur für Arbeit werden 
nicht erstattet.“ 

Artikel 10 

Änderungen sonstiger 
sozial- und leistungsrechtlicher Gesetze 

Artikel 10 

Änderungen sonstiger 
sozial- und leistungsrechtlicher Gesetze 

1. § 1 Abs. 2a des Unterhaltsvorschussgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Janu-
ar 2002 (BGBl. I S. 2, 615) wird wie folgt ge-
fasst: 

1. u n v e r ä n d e r t 

„(2a) Ein Ausländer hat einen Anspruch nach 
diesem Gesetz nur, wenn er oder der in Absatz 1 
Nr. 2 bezeichnete Elternteil im Besitz 

 

1. einer Niederlassungserlaubnis,  
2. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der 

Erwerbstätigkeit, 
 

3. einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 
und 2, den §§ 31, 37, 38 des Aufenthaltsge-
setzes oder 

 

4. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des 
Familiennachzugs zu einem Deutschen oder 
zu einer von den Nummern 1 bis 3 erfassten 
Person ist. 

 

Abweichend von Satz 1 besteht der Anspruch 
für Angehörige eines Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union oder eines anderen Vertrags-
staates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum mit Beginn des Aufenthalts-
rechts. Auch bei Besitz einer Aufenthaltserlaub-
nis hat ein Ausländer keinen Anspruch auf Un-
terhaltsleistung nach diesem Gesetz, wenn der 
in Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete Elternteil ein Sai-
sonarbeitnehmer, ein Werkvertragsarbeitnehmer 
oder ein Arbeitnehmer ist, der zur vorüberge-
henden Dienstleistung nach Deutschland ent-
sandt ist.” 

 

2. Das Bundessozialhilfegesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. März 1994 (BGBl. I 
S. 646, 2975), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I 
S. 4621), wird wie folgt geändert: 

2. e n t f ä l l t 

1. In § 25 Abs. 2 werden in Nummer 3 der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und folgen-
de Nummer 4 angefügt: 
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„4. für den Zeitraum, in dem der An-
spruch auf Eingliederungshilfe nach 
§ 418 Satz 2 des Dritten Buches Sozial-
gesetzbuch nicht besteht.” 

 

2. § 120 Abs. 5 Satz 2 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

 

„Das Gleiche gilt für Ausländer, die einen 
räumlich nicht beschränkten Aufenthaltstitel 
nach den §§ 23, 24 Abs. 1 oder § 25 Abs. 3 
bis 6 des Aufenthaltsgesetzes besitzen, wenn 
sie sich außerhalb des Landes aufhalten, in 
dem der Aufenthaltstitel erstmals erteilt 
worden ist. Satz 2 findet keine Anwendung, 
wenn der Wechsel in ein anderes Land zur 
Wahrnehmung der Rechte zum Schutz der 
Ehe und Familie nach Artikel 6 des Grund-
gesetzes oder aus vergleichbar wichtigen 
Gründen gerechtfertigt ist.” 

 

3. Das Bundesausbildungsförderungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. Juni 1983 
(BGBl. I S. 645, 1680), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 
(BGBl. I S. 3986), wird wie folgt geändert: 

3. u n v e r ä n d e r t 

1. § 5 wird wie folgt geändert:  
a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 8 

Abs. 1 Nr. 1, 7 und 8” durch die Angabe 
„§ 8 Abs. 1” ersetzt. 

 

b) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst:  
„Satz 1 Nr. 3 gilt nicht für die in § 8 
Abs. 2 bezeichneten Auszubildenden.” 

 

2. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  
a) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:  

„4. Ausländern, die ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland haben und eine 
Niederlassungserlaubnis nach § 23 
Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes be-
sitzen,”. 

 

b) In Nummer 6 wird die Angabe „§ 51 
Abs. 1 des Ausländergesetzes” durch die 
Angabe „§ 60 Abs. 1 des Aufenthaltsge-
setzes” ersetzt. 

 

c) In Nummer 8 wird das Wort „Aufent-
haltsgesetz/EWG” durch das Wort 
„Freizügigkeitsgesetz/EU” ersetzt. 

 

d) In Nummer 9 wird das Wort „EG-
Mitgliedstaates” durch die Wörter „Mit-
gliedstaates der Europäischen Union” 
ersetzt. 

 

4. § 1 des Bundeserziehungsgeldgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember 
2001 (BGBl. I S. 3358) wird wie folgt geändert: 

4. u n v e r ä n d e r t 

1. Absatz 6 wird wie folgt geändert:  
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a) Satz 2 wird wie folgt gefasst:  
„Ein anderer Ausländer ist anspruchsbe-
rechtigt, wenn er im Besitz 

 

1. einer Niederlassungserlaubnis,  
2. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwe-

cke der Erwerbstätigkeit, 
 

3. einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 1 und 2, den §§ 31, 37, 38 des 
Aufenthaltsgesetzes oder 

 

4. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwe-
cke des Familiennachzugs zu einem 
Deutschen oder zu einer von den 
Nummern 1 bis 3 erfassten Person 
ist.” 

 

b) Satz 4 wird gestrichen.  
2. In Absatz 9 Satz 1 werden nach dem Wort 

„wer” die Wörter „Saisonarbeitnehmer oder 
Werkvertragsarbeitnehmer ist oder” einge-
fügt. 

 

5. § 1 Abs. 3 des Bundeskindergeldgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 
2002 (BGBl. I S. 6), das durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 
4621) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst: 

5. u n v e r ä n d e r t 

„(3) Ein Ausländer erhält Kindergeld nur, 
wenn er im Besitz 

 

1. einer Niederlassungserlaubnis,  
2. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der 

Erwerbstätigkeit, 
 

3. einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 
und 2, den §§ 31, 37, 38 des Aufenthaltsge-
setzes oder 

 

4. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des 
Familiennachzugs zu einem Deutschen oder 
zu einer von den Nummern 1 bis 3 erfassten 
Person ist.” 

 

Ein Saisonarbeitnehmer, ein Werkvertragsar-
beitnehmer und ein Arbeitnehmer, der zur vorü-
bergehenden Dienstleistung nach Deutschland 
entsandt ist, erhält kein Kindergeld.” 

 

6. Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzli-
che Krankenversicherung – (Artikel 1 des Ge-
setzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 
2477, 2482), zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I 
S. 4607) Artikel 3 des Gesetzes vom 23. De-
zember 2002 (BGBl. I S.4621) und Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I 
S. 4637), wird wie folgt geändert: 

6. Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzli-
che Krankenversicherung – (Artikel 1 des Ge-
setzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 
2477, 2482), zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. 
I S. 4607) Artikel 3 des Gesetzes vom 23. De-
zember 2002 (BGBl. I S.4621) und Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. 
I S. 4637), wird wie folgt geändert: 

1. In § 27 Abs. 2 werden nach dem Wort „auf-
halten” das Komma durch das Wort „und” 

1. In § 27 Abs. 2 werden nach dem Wort 
„aufhalten” das Komma durch das Wort 
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sowie die Wörter „zur Ausreise verpflichtete 
Ausländer, deren Aufenthalt aus völkerrecht-
lichen, politischen oder humanitären Grün-
den geduldet wird” durch die Wörter „Aus-
länder, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 
25 Abs. 4 und 6 des Aufenthaltsgesetzes be-
sitzen” ersetzt. 

„und” sowie die Wörter „zur Ausreise ver-
pflichtete Ausländer, deren Aufenthalt aus 
völkerrechtlichen, politischen oder huma-
nitären Gründen geduldet wird” durch die 
Wörter „Ausländer, denen eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 und 5 des 
Aufenthaltsgesetzes erteilt wurde” ersetzt. 

2. § 306 wird wie folgt geändert: 2. § 306 wird wie folgt geändert: 

a) In den Sätzen 1 und 2 wird die Angabe 
„§ 63 des Ausländergesetzes” jeweils 
durch die Angabe „§ 71 des Aufent-
haltsgesetzes” ersetzt. 

a) u n v e r ä n d e r t 

b) In Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „die 
erforderliche Genehmigung nach § 284 
Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches” durch 
die Wörter „den erforderlichen Aufent-
haltstitel nach § 4 Abs. 3 des Aufent-
haltsgesetzes” ersetzt. 

b) In Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „die 
erforderliche Genehmigung nach § 284 
Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches” 
durch die Wörter „den erforderlichen 
Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des 
Aufenthaltsgesetzes, eine Aufent-
haltsgestattung oder eine Duldung, 
die zur Ausübung der Beschäftigung 
berechtigen, oder eine Genehmigung 
nach § 284 Abs. 1 des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch” ersetzt. 

c) In Satz 1 Nr. 7 wird das Wort „Auslän-
dergesetz” durch das Wort „Aufent-
haltsgesetz” ersetzt. 

c) u n v e r ä n d e r t 

7. § 321 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch  
– Gesetzliche Rentenversicherung – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 
2002 (BGBl. I S. 754, 1404), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Dezember 2002 
(BGBl. I S. 4621) und Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4637) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

7. § 321 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
– Gesetzliche Rentenversicherung – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Febru-
ar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Dezem-
ber 2002 (BGBl. I S. 4621) und Artikel 2 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 
4637) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In den Sätzen 1 und 2 wird die Angabe „§ 63 
des Ausländergesetzes” jeweils durch die 
Angabe „§ 71 des Aufenthaltsgesetzes” er-
setzt. 

1. u n v e r ä n d e r t 

2. In Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „die er-
forderliche Genehmigung nach § 284 Abs. 1 
Satz 1 des Dritten Buches” durch die Wörter 
„den erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 
Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

2. In Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „die er-
forderliche Genehmigung nach § 284 Abs. 
1 Satz 1 des Dritten Buches” durch die 
Wörter „den erforderlichen Aufenthaltstitel 
nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, 
eine Aufenthaltsgestattung oder eine 
Duldung, die zur Ausübung der Beschäf-
tigung berechtigen, oder eine Genehmi-
gung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch” ersetzt. 

3. In Satz 1 Nr. 7 wird das Wort „Ausländerge-
setz” durch das Wort „Aufenthaltsgesetz” er-
setzt. 

3. u n v e r ä n d e r t 

8. § 211 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch – 
Gesetzliche Unfallversicherung – (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 
1254), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 

8. § 211 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch – 
Gesetzliche Unfallversicherung – (Artikel 1 
des Gesetzes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 
1254), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
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vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S.2787) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

zes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S.2787) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In den Sätzen 1 und 2 wird die Angabe „§ 63 
des Ausländergesetzes” jeweils durch die 
Angabe „§ 71 des Aufenthaltsgesetzes” er-
setzt. 

1. u n v e r ä n d e r t 

2. In Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „erforder-
liche Genehmigung nach § 284 Abs. 1 Satz 1 
des Dritten Buches” durch die Wörter „er-
forderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 
des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

2. In Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „erfor-
derliche Genehmigung nach § 284 Abs. 1 
Satz 1 des Dritten Buches” durch die Wör-
ter „erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 
4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, eine 
Aufenthaltsgestattung oder eine Dul-
dung, die zur Ausübung der Beschäfti-
gung berechtigen, oder eine Genehmi-
gung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch ” ersetzt. 

3. In Satz 1 Nr. 7 wird das Wort „Ausländerge-
setz” durch das Wort „Aufenthaltsgesetz” er-
setzt. 

3. u n v e r ä n d e r t 

9. In § 6 Abs. 2 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch – Kinder- und Jugendhilfe – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 8. Dezember 
1998 (BGBl. I S. 3546), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 9. April 2002 (BGBl. I S. 
1239) geändert worden ist, werden die Wörter 
„ausländerrechtlichen Duldung” durch die 
Wörter „Aussetzung der Abschiebung” ersetzt. 

9. e n t f ä l l t 

10. § 71 Abs. 2 des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch – Sozialverwaltungsverfahren und Sozial-
datenschutz – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 130), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4621) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

10. § 71 Abs. 2 des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch – Sozialverwaltungsverfahren und Sozi-
aldatenschutz – in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18. Januar 2001 (BGBl. I 
S. 130), das zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 
4621) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Satz 1 wird wie folgt geändert: 1. Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: a) u n v e r ä n d e r t 
aa) Im einleitenden Satzteil wird die 

Angabe „§ 76 Abs. 1 des Auslän-
dergesetzes” durch die Angabe „§ 
87 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes” 
ersetzt. 

 

bb) In Buchstabe c wird die Angabe „§ 
46 Nr. 4 des Ausländergesetzes” 
durch die Angabe „§ 55 Abs. 2 Nr. 4 
des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

 

cc) In Buchstabe d wird die Angabe „§§ 
45 bis 48 des Ausländergesetzes” 
durch die Angabe „§§ 53 bis 56 des 
Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

 

b) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 76 
Abs. 2 des Ausländergesetzes” durch die 
Angabe „§ 87 Abs. 2 des Aufenthaltsge-
setzes” ersetzt. 

b) u n v e r ä n d e r t 
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c) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 76 
Abs. 5 Nr. 4 und 6 des Ausländergeset-
zes” durch die Angabe „§ 99 Abs. 1 Nr. 
11 Buchstabe d und f des Aufenthaltsge-
setzes” ersetzt. 

c) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 76 Abs. 5 
Nr. 4 und 6 des Ausländergesetzes” durch die 
Angabe „§ 99 Abs. 1 Nr. 14 Buchstabe d und f 
des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

2. In Satz 2 Nr. 2 wird die Angabe „§ 46 Nr. 4 
des Ausländergesetzes” durch die Angabe „§ 
55 Abs. 2 Nr. 4 des Aufenthaltsgesetzes” er-
setzt. 

2. u n v e r ä n d e r t 

 10a. § 23 des Zwölften Buchs Sozialgesetzbuch 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022) wird 
wie folgt geändert: 

 1. Absatz 1 Satz 4 wird wird wie folgt 
gefasst: 

  „Die Einschränkungen nach Satz 1 gelten 
nicht für Ausländer, die im Besitz einer 
Niederlassungserlaubnis oder eines befris-
teten Aufenthaltstitels sind und sich vor-
aussichtlich dauerhaft im Bundesgebiet 
aufhalten.“ 

 2. Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 „Das Gleiche gilt für Ausländer, die ei-
nen räumlich nicht beschränkten  Auf-
enthaltstitel nach den §§ 23, 23a, 24 Abs. 
1 oder § 25 Abs. 3 bis 5 des Aufenthalts-
gesetzes besitzen, wenn sie sich außerhalb 
des Landes aufhalten, in dem  der Aufent-
haltstitel erstmals erteilt worden ist.“ 

11. § 1 des Opferentschädigungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. Januar 
1985 (BGBl. I S. 1), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 6. Dezember 2000 (BGBl. I 
S. 1676) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

11. u n v e r ä n d e r t 

1. Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:  
„Ein rechtmäßiger Aufenthalt im Sinne die-
ses Gesetzes ist auch gegeben, wenn die 
Abschiebung aus rechtlichen oder tatsächli-
chen Gründen oder aufgrund erheblicher öf-
fentlicher Interessen ausgesetzt ist.” 

 

2. Absatz 7 wird wie folgt geändert:  
a) In Satz 1 Nr. 2 wird das Wort „Aufent-

haltsgenehmigung” durch das Wort 
„Aufenthaltstitel” ersetzt. 

 

b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 46 Nr. 1 
bis 4 oder § 47 des Ausländergesetzes” 
durch die Angabe „den §§ 53, 54 oder 
55 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 des Aufenthaltsge-
setzes” ersetzt. 

 

Artikel 11 

Änderungen sonstiger Gesetze 

Artikel 11 

Änderungen sonstiger Gesetze 
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1. In § 2 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über die Wahl 
des Bundespräsidenten durch die Bundesver-
sammlung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 1100-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 24. Juni 1975 (BGBl. I S. 1593) 
geändert worden ist, wird die Angabe „§ 1 Abs. 
2 des Ausländergesetzes” durch die Angabe „§ 
2 Nr. 1 des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über die 
Wahl des Bundespräsidenten durch die Bun-
desversammlung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 1100-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, das durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 24. Juni 1975 
(BGBl. I S. 1593) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§ 1 Abs. 2 des Ausländergeset-
zes” durch die Angabe „§ 2 Abs. 1 des Auf-
enthaltsgesetzes” ersetzt. 

2. In § 3 Abs. 1 Satz 2 des Bundeswahlgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 
1993 (BGBl. I S. 1288, 1594), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Mai 2002 (BGBl. 
I S. 1529) geändert worden ist, wird die Angabe 
„§ 1 Abs. 2 des Ausländergesetzes” durch die 
Angabe „§ 2 Nr. 1 des Aufenthaltsgesetzes” er-
setzt. 

2. In § 3 Abs. 1 Satz 2 des Bundeswahlgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
Juli 1993 (BGBl. I S. 1288, 1594), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Mai 2002 
(BGBl. I S. 1529) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§ 1 Abs. 2 des Ausländergeset-
zes” durch die Angabe „§ 2 Abs. 1 des Auf-
enthaltsgesetzes” ersetzt. 

3. Das Bundesgrenzschutzgesetz vom 19. Oktober 
1994 (BGBl. I S. 2978, 2979), zuletzt geändert 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 19. Juli 
2002 (BGBl. I S. 2674), wird wie folgt geän-
dert: 

3. u n v e r ä n d e r t 

1. In § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort 
„Ausländergesetzes” durch das Wort „Auf-
enthaltsgesetzes” ersetzt. 

 

2. In § 45 Abs. 3 Nr. 3 werden die Wörter „er-
forderliche Aufenthaltsgenehmigung” durch 
die Wörter „erforderlichen Aufenthaltstitel” 
ersetzt. 

 

4. Artikel 6a des Gesetzes zu dem Schengener 
Übereinkommen vom 19. Juni 1990 betreffend 
den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den 
gemeinsamen Grenzen vom 15. Juli 1993 
(BGBl. 1993 II S. 1010, 1994 II S. 631), das zu-
letzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 3. De-
zember 2001 (BGBl. I S. 3306) geändert wor-
den ist, wird aufgehoben. 

4. u n v e r ä n d e r t 

5. In § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 des Artikel 10-
Gesetzes vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1254, 
2298), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 9. Januar 2002 (BGBl. I S. 361) geändert 
worden ist, wird die Angabe „§ 92 Abs. 1 Nr. 7 
des Ausländergesetzes” durch die Angabe „§ 95 
Abs. 1 Nr. 8 des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

5. u n v e r ä n d e r t 

6. Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A und 
B) des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 
1998 (BGBl. I S. 3434), das zuletzt durch Arti-
kel 10 des Gesetzes vom 6. August 2002 (BGBl. 
I S. 3082) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

6. u n v e r ä n d e r t 

1. In der Besoldungsgruppe B 3 wird die Amts-
bezeichnung „Bundesbeauftragter für Asyl-
angelegenheiten” gestrichen. 

 

2. In der Besoldungsgruppe B 8 wird die Amts-  
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bezeichnung „Präsident des Bundesamtes für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge” 
durch die Amtsbezeichnung „Präsident des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge” 
ersetzt. 

7. § 11 Abs. 3 Nr. 2 der Bundes-
Apothekerordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Juli 1989 (BGBl. I S. 
1478, 1842), die zuletzt durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 27. April 2002 (BGBl. I S. 1467) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

7. u n v e r ä n d e r t 

„2. eine Niederlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 
2 des Aufenthaltsgesetzes besitzt,”. 

 

8. § 10 Abs. 3 Nr. 2 der Bundesärzteordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Ap-
ril 1987 (BGBl. I S. 1218), die zuletzt durch Ar-
tikel 7 des Gesetzes vom 27. April 2002 (BGBl. 
I S. 1467) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 

8. u n v e r ä n d e r t 

„2. eine Niederlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 
2 des Aufenthaltsgesetzes besitzt,”. 

 

9. § 4 Abs. 2 Satz 4 Nr. 2 des Psychotherapeuten-
gesetzes vom 16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1311), 
das durch Artikel 10 des Gesetzes vom 27. Ap-
ril 2002 (BGBl. I S. 1467) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst: 

9. u n v e r ä n d e r t 

„2. eine Niederlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 
2 des Aufenthaltsgesetzes besitzen,”. 

 

10. § 13 Abs. 3 Nr. 2 des Gesetzes über die Aus-
übung der Zahnheilkunde in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. April 1987 (BGBl. I 
S. 1225), das zuletzt durch Artikel 13 des Ge-
setzes vom 27. April 2002 (BGBl. I S. 1467) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

10. u n v e r ä n d e r t 

„2. eine Niederlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 
2 des Aufenthaltsgesetzes besitzt,”. 

 

11. § 8 Abs. 1 Nr. 4 des Aufstiegsfortbildungsförde-
rungsgesetzes vom 23. April 1996 (BGBl. I S. 
623), das zuletzt durch Artikel 3 Abs. 3 Nr. 4 
der Verordnung vom 5. April 2002 (BGBl. I S. 
1250) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst: 

11. u n v e r ä n d e r t 

„4. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufent-
halt im Inland haben und eine Niederlas-
sungserlaubnis nach § 23 Abs. 2 des Aufent-
haltsgesetzes besitzen,”. 

 

12. Die Strafprozessordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 
1074, 1319), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 
3970), wird wie folgt geändert: 

12. u n v e r ä n d e r t 

1. § 100a Satz 1 wird wie folgt geändert:  

a) In Nummer 1 Buchstabe c wird die An-
gabe „§ 92 Abs. 1 Nr. 7 des Ausländer-
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gesetzes” durch die Angabe „§ 95 Abs. 1 
Nr. 8 des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

b) In Nummer 5 wird die Angabe „§ 92a 
Abs. 2 oder § 92b des Ausländergeset-
zes” durch die Angabe „§ 96 Abs. 2 oder 
§ 97 des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

 

2. In § 100c Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe f wird die 
Angabe „§ 92a Abs. 2 oder § 92b des Aus-
ländergesetzes” durch die Angabe „§ 96 Abs. 
2 oder § 97 des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

 

 12 a. In § 8 Abs. 2 des Gesetzes über das 
gerichtliche Verfahren bei 
Freiheitsentziehungen vom 29. Juni 1956 
(BGBl. I S. 599), das zuletzt durch 
Artikel 8 Abs. 6 des Gesetzes vom 27. 
April 2001 (BGBl. I S. 751) geändert 
worden ist, wird die Angabe “§ 57 des 
Ausländergesetzes” durch die Angabe “§ 
62 des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

13. § 6 des Adoptionsübereinkommens-
Ausführungsgesetzes vom 5. November 2001 
(BGBl. I S. 2950) wird wie folgt geändert: 

13. u n v e r ä n d e r t 

1. In Absatz 1 wird das Wort „Ausländergeset-
zes“ durch das Wort „Aufenthaltsgesetzes“ 
ersetzt. 

 

2. Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

a) In Satz 1 werden die Wörter „unbefriste-
te Verlängerung“ durch die Wörter „Er-
teilung einer Niederlassungserlaubnis“ 
ersetzt. 

 

b) Satz 2 wird aufgehoben.  

14. Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. 
I S. 3322), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 22. August 2002 (BGBl. I S. 
3390), wird wie folgt geändert: 

14. Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. November 1998 
(BGBl. I S. 3322), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 8 des Gesetzes vom 22. August 2002 
(BGBl. I S. 3390), wird wie folgt geändert: 

1. In § 261 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 Buchstabe b 
wird die Angabe „§ 92a des Ausländergeset-
zes” durch die Angabe „§ 96 des Aufent-
haltsgesetzes” ersetzt. 

1. u n v e r ä n d e r t 

2. In § 276a werden die Wörter „Aufenthalts-
genehmigungen und Duldungen” durch das 
Wort „Aufenthaltstitel” ersetzt. 

2. In § 276a wird das Wort „Aufenthalts-
genehmigungen” durch das Wort „Auf-
enthaltstitel” ersetzt. 

15. § 3 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarz-
arbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 
6. Februar 1995 (BGBl. I S. 165), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 23. Juli 2002 
(BGBl. I S. 2787) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

15. § 3 des Gesetzes zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. Februar 1995 (BGBl. I S. 165), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2787) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Nr. 3 und Absatz 2 wird die An-
gabe „§ 63 des Ausländergesetzes” jeweils 
durch die Angabe „§ 71 des Aufenthaltsge-
setzes” ersetzt. 

1. u n v e r ä n d e r t 
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2. Absatz 2 wird wie folgt geändert: 2. Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden die Wörter „erfor-
derliche Genehmigung nach § 284 Abs. 
1 Satz 1 des Dritten Buches Sozialge-
setzbuch.” durch die Wörter „erforderli-
chen Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des 
Aufenthaltsgesetzes.” ersetzt. 

a) In Nummer 2 werden die Wörter „er-
forderliche Genehmigung nach § 284 
Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozi-
algesetzbuch.” durch die Wörter „er-
forderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 
Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, eine  
Aufenthaltsgestattung oder eine 
Duldung, die zur Ausübung der Be-
schäftigung berechtigen, oder eine 
Genehmigung nach § 284 Abs. 1 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch” 
ersetzt. 

b) In Nummer 6 wird das Wort „Auslän-
dergesetz” durch das Wort „Aufent-
haltsgesetz” ersetzt. 

b) u n v e r ä n d e r t 

16. In Artikel 2 § 2 Abs. 6 Satz 3 des Streitkräfte-
aufenthaltsgesetzes vom 20. Juli 1995 (BGBl. 
1995 II S. 554), das durch Artikel 103 der Ver-
ordnung vom 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 
2785) geändert worden ist, wird das Wort „Aus-
ländergesetzes” durch das Wort „Aufenthaltsge-
setzes” ersetzt. 

16. u n v e r ä n d e r t 

17. Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 4210), zuletzt geändert durch Arti-
kel 8 des Gesetzes vom 23. Dezember 2002 
(BGBl. I S. 4621), wird wie folgt geändert: 

17. Das Einkommensteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 4210), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 8 des Gesetzes vom 23. Dezember 2002 
(BGBl. I S. 4621), wird wie folgt geändert: 

1. In § 52 wird nach Absatz 61 folgender Ab-
satz eingefügt: 

1. In § 52 wird nach Absatz 61 folgender Absatz 
eingefügt: 

„(61a) § 62 Abs. 2 in der Fassung des Ge-
setzes vom [Einsetzen: Datum der Verkün-
dung des Zuwanderungsgesetzes] (BGBl. I 
S. 1946) ist erstmals für den Veranlagungs-
zeitraum 2004 anzuwenden.” 

 „(61a) § 62 Abs. 2 in der Fassung des Geset-
zes vom [Einsetzen: Datum der Verkündung 
des Zuwanderungsgesetzes] (BGBl. I S. [Ein-
setzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl 
der Verkündung des vorliegenden Ände-
rungesetzes]) ist erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 2005 anzuwenden.” 

2. § 62 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 2. u n v e r ä n d e r t 

„(2) Ein Ausländer erhält Kindergeld nur, 
wenn er im Besitz 

 

1. einer Niederlassungserlaubnis,  

2. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke 
der Erwerbstätigkeit, 

 

3. einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 1 und 2, den §§ 31, 37, 38 des Auf-
enthaltsgesetzes oder 

 

4. einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke 
des Familiennachzugs zu einem Deut-
schen oder zu einer von den Nummern 1 
bis 3 erfassten Person ist. 

 

Ein Saisonarbeitnehmer, ein Werkvertrags-
arbeitnehmer und ein Arbeitnehmer, der zur 
vorübergehenden Dienstleistung nach 
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Deutschland entsandt ist, erhält kein Kin-
dergeld.” 

18. Die Gewerbeordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I 
S. 202), zuletzt geändert durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2787) 
wird wie folgt geändert: 

18. Die Gewerbeordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. 
I S. 202), zuletzt geändert durch Artikel 11 
des Gesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 
2787) wird wie folgt geändert: 

1. § 139b wird wie folgt geändert: 1. § 139b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 wird wie folgt geändert: a) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „er-
forderliche Genehmigung nach 
§ 284 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch” durch die 
Angabe „erforderlichen Aufenthalts-
titel nach § 4 Abs. 3 des Aufent-
haltsgesetzes” ersetzt. 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe 
„erforderliche Genehmigung nach 
§ 284 Abs. 1 Satz 1 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch” durch 
die Angabe „erforderlichen Auf-
enthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des 
Aufenthaltsgesetzes, eine Aufent-
haltsgestattung oder eine Dul-
dung, die zur Ausübung der Be-
schäftigung berechtigen, oder 
eine Genehmigung nach § 284 
Abs. 1 des Dritten Buches Sozi-
algesetzbuch” ersetzt. 

bb) In Nummer 6 wird das Wort „Aus-
ländergesetz” durch das Wort „Auf-
enthaltsgesetz” ersetzt. 

bb) u n v e r ä n d e r t 

cc) Im letzten Satzteil wird die Angabe 
„§ 63 des Ausländergesetzes” durch 
die Angabe „§ 71 des Aufenthalts-
gesetzes” ersetzt. 

cc) u n v e r ä n d e r t 

b) In Absatz 8 Nr. 5 wird die Angabe „§ 63 
des Ausländergesetzes” durch die Anga-
be „§ 71 des Aufenthaltsgesetzes” er-
setzt. 

b) u n v e r ä n d e r t 

2. In § 150a Abs. 2 Nr. 1 wird die Angabe „§ 
92 Abs. 1 Nr. 4 des Ausländergesetzes” 
durch die Angabe „§ 95 Abs. 1 Nr. 4 des 
Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

2. u n v e r ä n d e r t 

19. In § 1 Nr. 3 des Gesetzes über eine Wiederein-
gliederungshilfe im Wohnungsbau für rückkeh-
rende Ausländer vom 18. Februar 1986 (BGBl. 
I S. 280) werden die Wörter „Aufenthaltser-
laubnis oder Aufenthaltsberechtigung” durch 
die Wörter „Niederlassungserlaubnis oder Auf-
enthaltserlaubnis zu Erwerbszwecken, zum 
Zweck des Familiennachzugs oder ohne Bin-
dung an einen Aufenthaltszweck” ersetzt. 

19. u n v e r ä n d e r t 

20. § 23 Abs. 3 des Arbeitsschutzgesetzes vom 7. 
August 1996 (BGBl. I S. 1246), das zuletzt 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 7. Mai 2002 
(BGBl. I S. 1529) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

20. § 23 Abs. 3 des Arbeitsschutzgesetzes vom 7. 
August 1996 (BGBl. I S. 1246), das zuletzt 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 7. Mai 2002 
(BGBl. I S. 1529) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Satz 1 wird wie folgt geändert: 1. Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „die er-
forderliche Genehmigung nach § 284 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „die er-
forderliche Genehmigung nach § 284 
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Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozial-
gesetzbuch” durch die Angabe „den er-
forderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 
Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozi-
algesetzbuch” durch die Angabe „den 
erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 
4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, eine 
Aufenthaltsgestattung oder eine 
Duldung, die zur Ausübung der Be-
schäftigung berechtigen, oder eine 
Genehmigung nach § 284 Abs. 1 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch” 
ersetzt. 

b) In Nummer 6 wird das Wort „Auslän-
dergesetz” durch das Wort „Aufent-
haltsgesetz” ersetzt. 

b) u n v e r ä n d e r t 

c) Im letzten Satzteil wird die Angabe „§ 
63 des Ausländergesetzes” durch die 
Angabe „§ 71 des Aufenthaltsgesetzes” 
ersetzt. 

c) u n v e r ä n d e r t 

2. In Satz 2 wird die Angabe „§ 63 des Auslän-
dergesetzes” durch die Angabe „§ 71 des 
Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

2. u n v e r ä n d e r t 

21. Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 
1995 (BGBl. I S. 158), zuletzt geändert durch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2002 (BGBl. I S. 4607), wird wie folgt geän-
dert: 

21. Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 
1995 (BGBl. I S. 158), zuletzt geändert durch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2002 (BGBl. I S. 4607), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 15 Abs. 1, § 15a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
Nr. 1 und § 16 Abs. 1 Nr. 2 werden jeweils 
die Wörter „eine erforderliche Genehmigung 
nach § 284 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch” durch die Wörter „einen 
erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 
3 des Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

1. In § 15 Abs. 1, § 15a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
Nr. 1 und § 16 Abs. 1 Nr. 2 werden jeweils 
die Wörter „eine erforderliche Genehmi-
gung nach § 284 Abs. 1 Satz 1 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch” durch die Wör-
ter „einen erforderlichen Aufenthaltstitel 
nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, 
eine Aufenthaltsgestattung oder eine 
Duldung, die zur Ausübung der Beschäf-
tigung berechtigen, oder eine Genehmi-
gung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch” ersetzt. 

2. § 18 wird wie folgt geändert: 2. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird die Angabe „§ 63 
des Ausländergesetzes” durch die Anga-
be „§ 71 des Aufenthaltsgesetzes” er-
setzt. 

a) u n v e r ä n d e r t 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird die Angabe „er-
forderliche Genehmigung nach 
§ 284 Abs. 1 Satz 1” durch die An-
gabe „erforderlichen Aufenthaltstitel 
nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsge-
setzes” ersetzt. 

aa) In Nummer 2 wird die Angabe 
„erforderliche Genehmigung nach 
§ 284 Abs. 1 Satz 1” durch die 
Angabe „erforderlichen Aufent-
haltstitel nach § 4 Abs. 3 des Auf-
enthaltsgesetzes, eine Aufent-
haltsgestattung oder eine Dul-
dung, die zur Ausübung der Be-
schäftigung berechtigen, oder 
eine Genehmigung nach § 284 
Abs. 1 des Dritten Buches Sozi-
algesetzbuch” ersetzt. 
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bb) In Nummer 6 wird das Wort „Aus-
ländergesetz” durch das Wort „Auf-
enthaltsgesetz” ersetzt. 

bb) u n v e r ä n d e r t 

cc) Im letzten Satzteil wird die Angabe 
„§ 63 des Ausländergesetzes” durch 
die Angabe „§ 71 des Aufenthalts-
gesetzes” ersetzt. 

cc) u n v e r ä n d e r t 

22. In § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Rückkehrhilfege-
setzes vom 28. November 1983 (BGBl. I S. 
1377) werden die Wörter „Aufenthaltserlaubnis 
oder Aufenthaltsberechtigung” durch die Wörter 
„Niederlassungserlaubnis oder Aufenthaltser-
laubnis zu Erwerbszwecken, zum Zweck des 
Familiennachzugs oder ohne Bindung an einen 
Aufenthaltszweck” ersetzt. 

22. u n v e r ä n d e r t 

 23. In § 50 Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsord-
nung vom 21. Januar 1960 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. März 1991 
(BGBl I S. 686), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 4 Abs. 26 des Gesetzes vom 5. Mai 
2004 (BGBl I S. 718), wird folgende neue 
Nummer 3 eingefügt: 

„3. über Streitigkeiten gegen Abschie-
bungsanordnungen nach § 58a des Auf-
enthaltsgesetzes und ihre Vollziehung“. 

Artikel 12 

Änderung sonstiger Verordnungen 

Artikel 12 

Änderungen von Verordnungen 

1. In § 6 Nr. 2 der Verordnung über die Zustän-
digkeit der Bundesgrenzschutzbehörden vom 
17. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3133) wird die 
Angabe „§ 63 Abs. 4 Nr. 1 des Ausländergeset-
zes” durch die Angabe „§ 71 Abs. 3 Nr. 1 des 
Aufenthaltsgesetzes” ersetzt. 

 

2. Die Verordnung zur Ausführung des Personen-
standsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Februar 1977 (BGBl. I S. 377), 
zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes 
vom 21. August 2002 (BGBl. I S. 3322), wird 
wie folgt geändert: 

 

1. § 26 wird wie folgt geändert:  
a) In Absatz 1 werden die Wörter „eine 

Aufenthaltsberechtigung oder seit drei 
Jahren eine unbefristete Aufenthaltser-
laubnis besitzt” durch die Wörter „frei-
zügigkeitsberechtigter Unionsbürger o-
der gleichgestellter Staatsangehöriger 
eines EWR-Staates ist oder eine Aufent-
haltserlaubnis- EU oder eine Niederlas-
sungserlaubnis besitzt” ersetzt. 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort 

„hinsichtlich” die Wörter „der 
Rechtsstellung oder” eingefügt. 
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bb) In Satz 3 werden die Wörter „ihre 
Aufenthaltsberechtigung oder -
erlaubnis” durch die Wörter „ihre 
Rechtsstellung oder ihren Aufent-
haltstitel (Absatz 1)” ersetzt. 

 

2. Der amtliche Vordruck Anlage „K” – Anlage 
28 – (zu § 26) wird wie folgt geändert: 

 

a) Bei den Angaben über die Eltern („Va-
ter“, „Mutter“) sind jeweils die Anga-
benfelder „  Aufenthaltsberechtigung“ 
und „  Aufenthaltserlaubnis, seit 3 Jah-
ren unbefristet“ durch die Angabenfelder 
„  freizügigkeitsberechtigter Unions-
bürger oder gleichgestellter Staatsange-
höriger eines EWR-Staates“, „  Auf-
enthaltserlaubnis-EU“ und „  Nieder-
lassungserlaubnis“ zu ersetzen. 

 

b) Im Text der Prüfbitte an die Ausländer-
behörde werden die Wörter „eine Auf-
enthaltsberechtigung oder seit drei Jah-
ren eine unbefristete Aufenthaltserlaub-
nis” durch die Wörter „freizügigkeitsbe-
rechtigter Unionsbürger oder gleichge-
stellter Staatsangehöriger eines EWR-
Staates war oder eine Aufenthaltserlaub-
nis-EU oder eine Niederlassungserlaub-
nis” ersetzt. 

 

c) Die Bestätigung der Ausländerbehörde zur 
Rechtsstellung oder zum Aufenthaltstitel 
wird wie folgt gefasst: 

„Bestätigung: Zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes 
war/hatte 
 die Mutter der Vater 

freizügigkeitsberechtigter Unions- 
bürger oder gleichgestellter Staats- 
angehöriger eines EWR-Staates  ja   nein  ja   

nein 
eine Aufenthaltserlaubnis-EU  ja   nein  ja   
nein 

eine Niederlassungserlaubnis  ja   nein  ja   
nein“ 

 

3. In § 1 Abs. 1 Satz 1 der Asylzuständigkeits-
bestimmungsverordnung vom 4. Dezember 
1997 (BGBl. I S. 2852), die zuletzt durch die 
Verordnung vom [... (BGBl. I S.) ] geändert 
worden ist, werden die Wörter „Bundesamt 
für die Anerkennung ausländischer Flücht-
linge” durch die Wörter „Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (Bundesamt)” er-
setzt. 

 

4. In § 6 Abs. 5 der Schwerbehindertenaus-
weisverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 
1739), die zuletzt durch Artikel 56 des Ge-
setzes vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046) 
geändert worden ist, wird das Wort „Aufent-
haltsgenehmigung” durch das Wort „Aufent-
haltstitel” ersetzt. 
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5. § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b der See-
mannsamtsverordnung vom 21. Oktober 
1981 (BGBl. I S. 1146), die durch Artikel 8 
des Gesetzes vom 23. März 2002 (BGBl. I S. 
1163) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst: 

 

„b) einen Aufenthaltstitel, soweit dieser 
nach § 4 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes 
erforderlich ist,”. 

 

 6. In § 6 Abs. 1 der Ausländergebührenverord-
nung vom 19. Dezember 1990 (BGBl. I S. 
3002), zuletzt geändert durch Artikel 49 des 
Gesetzes vom 24. Dezember 2003 (BGBl. I S. 
2954), wird die Angabe „2, 2a,“ gestrichen 
und nach der Angabe „§ 4 Abs. 1 Nr. 1“ die 
Angabe „sowie in voller Höhe der in den §§ 
2 und 2a“ eingefügt. 

Artikel 13 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Artikel 13 

u n v e r ä n d e r t 

Die auf Artikel 12 beruhenden Teile der dort geän-
derten Rechtsverordnungen können auf Grund der 
jeweils einschlägigen Ermächtigungen durch 
Rechtsverordnung geändert werden. 

 

Artikel 14 

Bekanntmachungserlaubnis 

Artikel 14 

u n v e r ä n d e r t 

Das Bundesministerium des Innern kann den Wort-
laut des Asylverfahrensgesetzes, des AZR-Gesetzes 
und des Staatsangehörigkeitsgesetzes und das Bun-
desministerium für Bildung und Forschung den 
Wortlaut des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an gelten-
den Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen. 

 

Artikel 15 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Artikel 15 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Artikel 1 § 20 Abs. 3, § 42, § 43 Abs. 4, § 69 
Abs. 2 bis 6, § 99 und Artikel 6 Nr. 3 Buchstabe a 
hinsichtlich des § 9 Abs. 1 Satz 5 des Bundesver-
triebenengesetzes treten am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. Die auf Grund der genannten Vor-
schriften erlassenen Rechtsverordnungen dürfen 
frühestens an dem in Absatz 3 genannten Zeitpunkt 
in Kraft treten. 

(1) Artikel 1 § 42, § 43 Abs. 4, § 69 Abs. 2 bis 
6, § 99, Artikel 2 § 11 Satz 1, soweit er auf §§ 
69 und 99 verweist, Artikel 3 Nr. 39 hinsicht-
lich des § 61 Abs. 2 Satz 2 des Asylverfahrens-
gesetzes, soweit dieser auf § 42 des Aufent-
haltsgesetzes verweist, und Nr. 49 a, Artikel 6 
Nr. 3 Buchstabe a hinsichtlich des § 9 Abs. 1 Satz 
5 des Bundesvertriebenengesetzes und Artikel 12 
Nr. 6 treten am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Auf Grund der genannten Vorschriften 
erlassene Rechtsverordnungen dürfen frühestens 
an dem in Absatz 3 genannten Zeitpunkt in Kraft 
treten. 

(2) Artikel 1 § 75 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a, Arti-
kel 3 Nr. 4 Buchstabe b und c, Nr. 5 und 49 und 
Artikel 6 Nr. 3 Buchstabe d hinsichtlich des § 9 
Abs. 5 Buchstabe a des Bundesvertriebenengesetzes 
treten am ersten Tage des auf die Verkündung fol-

(2) u n v e r ä n d e r t 
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genden Monats in Kraft. 

(3) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am [Einsetzen: 
Datum des ersten Tages des siebten auf die Verkün-
dung folgenden Kalendermonats] in Kraft; gleich-
zeitig treten 

(3) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 
2005 in Kraft; gleichzeitig treten 

1. das Ausländergesetz vom 9. Juli 1990 (BGBl. I 
S. 1354, 1356), zuletzt geändert durch Artikel 
11 des Gesetzes vom 9. Januar 2002 (BGBl. I S. 
361), 

1. u n v e r ä n d e r t 

2. das Aufenthaltsgesetz/EWG in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Januar 1980 (BGBl. I 
S. 116), zuletzt geändert durch Artikel 32 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2001 (BGBl. I S. 
3306), 

2. u n v e r ä n d e r t 

3. das Gesetz über Maßnahmen für im Rahmen 
humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene 
Flüchtlinge vom 22. Juli 1980 (BGBl. I S. 
1057), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 29. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2584), 

3. u n v e r ä n d e r t 

4. das Gesetz zur Änderung des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-
1/1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 

4. u n v e r ä n d e r t 

5. das Gesetz zur Änderung des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-
1/2, veröffentlichten bereinigten Fassung, 

5. u n v e r ä n d e r t 

6. die Verordnung zur Durchführung einer Zusatz-
statistik auf dem Gebiet der Sozialhilfe über Hil-
fe zum Lebensunterhalt vom 2. Juli 1981 (BGBl. 
I S. 610), 

6. u n v e r ä n d e r t 

7. die Arbeitsaufenthalteverordnung vom 18. De-
zember 1990 (BGBl. I S. 2994), zuletzt geändert 
durch die Verordnung vom 4. Februar 2002 
(BGBl. I S. 578), 

7. u n v e r ä n d e r t 

8. die Freizügigkeitsverordnung/EG vom 17. Juli 
1997 (BGBl. I S. 1810), geändert durch Artikel 
11 des Gesetzes vom 19. März 2001 (BGBl. I S. 
390), 

8. u n v e r ä n d e r t 

9. die Anwerbestoppausnahmeverordnung vom 17. 
September 1998 (BGBl. I S. 2893), zuletzt geän-
dert durch die Verordnung vom 30. Januar 2002 
(BGBl. I S. 575), 

9. e n t f ä l l t 

außer Kraft. außer Kraft. 

 (4) Artikel 1 § 23a sowie die hierauf beru-
henden landesrechtlichen Verordnungen treten 
am 31. Dezember 2009 außer Kraft. 

 


